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Demontage der Zollschranken in Torquay?
Eine internationale Beurteilung der Erfolge und Mißerfolge

ENGLAND: Die Rettung des Präferenzsystems
London, den 7. April

Die Optimisten — es waren 
außerhalb der beteiligten De­

legationen nicht gar so viele in 
England — haben Recht behalten: 
Die Zollkonferenz von Torquay, 
die man besser als eine umfassende 
Welthandelskonferenz bezeichnet, 
hat zu sehr beachtlichen Erfolgen 
geführt. In einer im wesentlichen 
sachlichen Atmosphäre hat man 
ein gutes halbes Jahr über die Sen­
kung, in einigen Fällen auch über 
die Beseitigung von Zollmauern 
verhandelt. Das klingt sehr viel 
ruhiger, als es in  Wirklichkeit war.

Weltpolitische Gewitterlage 
Denn schließlich fiel in dieses 

halbe Jahr die Verschärfung des 
Korea-Krieges, der zeitweise zu 
einem asiatischen Feuerbrand zu 
werden drohte. Aber auch die all­
gemeine Entschließungdes Westens, 
energisch an  die Stärkung der 
Sicherheit durch Aufrüstung zu 
gehen, fällt in  diesen Zeitraum und 
im Zusammenhang damit die Roh­
stoffhausse, 'die wehrwirtschaft­
liche Lagerbildung, 'die Ankündi­
gung von Konsumeinschränkungen 
und für viele Artikel die Rück­
kehr zum „Verkäufer-Markt", der 
amerikanische Beschluß, das indu­
strielle Potential auszuweiten, und 
das europäische Bemühen, das 
soziale Gleichgewicht weder durch 
inflationistisches Davonlaufen der 
Preise und Löhne noch durch über­
steigerte, die Konsumgüterindu­
strien zu stark beeinträchtigende 
Rüstungsanstrengungen stören zu 
lassen.

Wenn es in diesem weltwirt­
schaftlichen Witterungsumschlag 
dennoch gelungeni ist, die alten 
Zollkonzessionen von Genf und 
Aniiecy auf weitere drei Jahre zu 
verlängern und viele neue Zoll­
erleichterungen zwischen einzelnen

Ländern auszuhandeln und auf dem 
W ege über die M eistbegünstigung 
allen  angeschlossenen Ländern zu­
gutekommen zu lassen, so liegt 
darin eine beachtliche Leistung, 
die in dem ihr zugrundeliegenden 
Geiste ebenso hoch zu bewerten 
ist wie etw a der Schuman-Plan.

Rückzug der Am erikaner 
Dabei ha t es sicherlich an  Ent­

täuschungen nicht gefehlt. Zu den 
größten dürfte der zunächst kaum 
merkliche, schrittweise erfolgende 
Rückzug der Amerikaner aus ihrer 
vorgeschobenen Position sehr er­
heblicher, wenn auch allgemein ge­
haltener Versprechungen gehört 
haben. Die tiefere Ursache für die­
sen Rückzug wurde schon erwähnt: 
der Beschluß der Amerikaner, für 
das neue Rüstungsprogramm neue, 
zusätzliche Kapazität zu schaffen. 
Denn in  diesen neuen Fabriken 
und sonstigen Anlagen werden die 
Amerikaner ja  — so hoffen wir 
doch a lle  —  nicht immer nur 
Rüstungsgüter erzeugen. Bleibt je ­
doch die bisherige, für Friedens­
produkte bestimmte Kapazität er­
halten und wird eine neue, später 
für eine Umstellung auf Friedens­
produkte geeignete Kapazität hin­
zugefügt, so kann man sich sehr 
wohl ausrechnen, w as das eines 
Tages, vielleicht schon in zwei 
oder d rei Jahren bedeuten könnte: 
Auf den weiterhin ziemlich nor­
mal befriedigten Verbraucherm arkt 
der USA. können eines Tages zu­
sätzliche Konsumgüter geworfen 
werden, denen man nicht durch 
die w eitgehenden gegenwärtigen 
Zollkonzessionen eine nachdrück­
liche Konkurrenz schaffen will. 
Das ist zwar nicht weltwirtschaft­
lich gedacht — doch darf man 
nicht vergessen, daß die Ameri­
kaner unter dem M arshallplan 
Erfahrungen darüber gesammelt

haben, wann und unter welchen 
Umständen es für sie günstiger sein 
kann, Produktionsüberschüsse nach 
von ihnen bestimmten Gesichts­
punkten zu verschenken, anstatt 
sie  im normalen, auf Gegenseitig­
keit aufzubauenden W elthandel an ­
zubieten.

K am pf gegen die Präferenzen
Eine andere Überraschung war 

es in  Torquay, daß die Amerikaner 
ihr schon früher gegen das bri­
tische Präferenz-System des Com­
m onwealth geführtes Feuer w ie­
derum eröffneten — und zwar 
offensichtlich m it recht unange­
nehm er Intensität. Ihren Vorstel­
lungen von gleichberechtigtem, 
überall unter M eistbegünstigung 
erfolgendem Handel widerspricht 
das britische Präferenz-System. Sie 
lassen sich auch nicht m it dem 
britischen Einwand abspeisen, daß 
man ja  schließlich „Familienange­
hörigen", also den Dominien, man­
ches erlaube und gewähre, was 
man auch seinem besten Freunde, 
also den USA., nicht ohne Beein­
trächtigung der Familie und ihrer 
Sonderstellung erlauben und ge­
währen könne. Besonders wurmt 
es die USA., daß sie in  Kanada 
durch manche Präferenzen gegen­
über britischen W aren ins H inter­
treffen geraten und daß in  Sterling- 
Dominien, w ie A ustralien und 
Südafrika, aber auch in  Indien und 
Pakistan, neben dem Dollarmangel 
auch noch che Vorzugszölle zu­
gunsten britischer W aren sprechen. 
Man kann noch auf eine Zurück­
ziehung der am erikanischen Dro­
hungen an  d ie britische Adresse in 
le tzter M inute hoffen. Eine V er­
wirklichung der Drohung, daß man 
eine Reihe von Zollkonzessionen 
an dritte Länder von am erikani­
scher Seite in Torquay nicht un­
terschreiben werde, damit England 
nicht über die Meistbegünstigung 
in ihren Genuß gelange, würde
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diese dritten Länder, darunter auch 
Deutschland, wohl mehr treffen als 
England, das die amerikanischen 
Konzessionen für ungewisse Tau­
ben auf dem Dache hält, die nach 
drei Jahren, nach Ablauf der Tor-

quay-Vereinbarungen, auch noch 
w ieder wegfliegen könnten und die 
man nicht gegen den Sperling der 
Commonwealth-Präferenzen in der 
fest geschlossenen Hand einzutau­
schen gedenkt. (Gw)

FRANKREICH: Kampf um den Protektionismus
Paris, den 6. April öffentlicht werden, weiß m an be-

D ie  französische Delegation kam 
im letzten H erbst auf der Inter­
nationalen Zollkonferenz von Tor- 
quay mit höchst protektionistischen 
Absichten an. An Stelle der e r­
w arteten  Zollkonzessionen unter­
breitete sie ih ren  überraschten 
Verhandlungspartnern eine sehr 
lange Liste von W aren, deren Zoll­
sätze sie in  Abänderung der in 
Genf und Annecy gem achten Zu­
geständnisse wieder heraufsetzen 
wollte. Das Echo auf diese unglück­
liche französische Initiative war 
denkbar schlecht und erschreckte 
selbst die zuständigen Stellen in 
den Pariser M inisterien, die sich 
schließlich nicht den Vorwurf 
lassen machen wollten, die Toten­
gräber der Konferenz von Torquay 
zu sein. Die zunächst von der 
französischen Delegation vorge­
brachten Entschuldigungen w aren 
nicht überzeugend. Frankreich be­
absichtigte angeblich nur einen 
Austausch von Zollkonzessionen. 
D iejenigen W aren, die durch einen 
höheren Zollsatz erneut geschützt 
werden sollten, w ürden zu Gunsten 
der ausländischen Exporteure durch 
andere Erzeugnisse mit herabge­
m inderten Zollsätzen ersetzt w er­
den, so daß sich mengenmäßig an 
den französischen Zugeständnissen 
nichts ändere. Die Pariser Dele­
g ierten vergaßen aber bei dieser 
Erklärung die wichtige Tatsache, 
daß sie nach Torquay geladen 
wurden, um über die Ergebnisse 
der Konferenzen von Genf und 
Annecy hinaus das internationale 
Zollniveau herabdrücken zu helfen. 
Nach dem von ihnen vorgesehenen 
Austausch der Zugeständnisse w a­
ren nämlich kaum noch wichtige 
W aren für zusätzliche Zollherab­
setzungen übrig geblieben.

Bittere Zugeständnisse 
In der Folge mußte die franzö­

sische Delegation in Torquay viel 
W asser in  ihren W ein gießen. 
W enn auch die Ergebnisse der 
Zollkonferenz e rs t am 9. Mai ver-

reits offiziös durch eine V erlaut­
barung der französischen Presse­
agentur, daß sich Frankreich schließ­
lich bereit erklärte, die überw ie­
gende M ehrheit se iner in  Annecy 
und Genf gemachten Zugeständ­
nisse bis Ende 1953 zu konsoli­
dieren. Entscheidend verantw ort­
lich für diesen grundlegenden 
W andel w ar zweifellos der Ein­
fluß der USA., die Frankreich zu 
verstehen gaben, es könne nicht 
mit einer Erleichterung seiner Aus­
fuhren nach der Dollarzone rech­
nen, wenn es selbst unverändert 
seiner protektionistischen Tradi­
tion treu bliebe. Der zunehmende 
Ausfuhrüberschuß Frankreichs im 
Handelsverkehr mit den europä­
ischen Ländern stärkte zudem die 
Stellung der fortschrittlichen fran­
zösischen Elemente, die auf die in­
flationistischen Gefahren eines 
Ausfuhrüberschusses hinweisen 
konnten. Man darf auch nicht ver­
gessen, daß Frankreich von allen 
europäischen Ländern den höch­
sten  Zolltarif besitzt und sich in­
folgedessen keine protektionistische 
Sonderpolitik mehr leisten kann, 
wenn es nicht alle internationalen 
Bemühungen von Anfang an  zum 
Scheitern verurteilen will. Der 
französischen Delegation gelang es 
z. B. in Torquay nicht, mit den 
Beneluxländern ein neues Zollab­
kommen abzuschließen, da diese 
Staaten erklärten, ihr Zolltarif sei 
bereits derart niedrig, daß sie dem 
wesentlich protektionistischeren 
Frankreich keine Zugeständnisse 
machen könnten.

Auf einer anderen Ebene for­
derten die Beneluxstaaten zusam­
men m it Skandinavien und unter­
stützt von den  USA. die Ausarbei­
tung eines einheitlichen europä­
ischen Zolltarifes. Im Sinne dieser 
Länder w ürde das einer w eitgehen­
den A npassung an die in Belgien 
und in den N iederlanden bereits 
geltenden europäischen M indest­
tarife entsprechen. Diesen V or­
schlag nahm Frankreich recht kühl 
auf. Um den A m erikanern einen 
Gefallen zu erweisen, erklärte man 
sich bereit, den Fragenkomplex ei­
ner in  Genf demnächst stattfinden­
den Sonderkonferenz zur Prüfung 
zu übergeben. In offiziellen franzö­
sischen Kreisen gibt m an jedoch 
zu verstehen, daß zunächst kein 
greifbares Ergebnis zu erw arten sei.

Offizielle Reaktionen auf die 
Ergebnisse der Zollverhandlungen 
von Torcjuay liegen schon wegen 
der bis Anfang Mai international 
vereinbarten D iskretion n icht vor. 
Die Industrie w ird selbstverständ­
lich mit jedem neuen Zugeständnis 
unzufrieden sein. In den M iniste­
rien scheint m an jedoch etwas an ­
derer Ansicht zu sein, besonders 
da die französisch-amerikanischen 
Verhandlungen nach den vorlie­
genden M eldungen durchaus zu­
friedenstellend verliefen und die 
von den USA. gemachten Zuge­
ständnisse die Einfuhr wichtiger 
französischer Exportgüter fühlbar 
erleichtern sollen. Für die allge­
meine Beurteilung muß man 
schließlich berücksichtigen, daß 
Frankreich ohne Illusionen nach 
Torquay ging und im w esent­
lichen die A bsicht hatte, seinen 
Zolltarif in  seinen großen Zügen 
aufrechtzuerhalten, selbst auf die 
Gefahr hin, von seinen Handels­
partnern  in gleicher W eise behan­
delt zu werden. (fr.)

E inhe itlicher E u ro p a ta r if

BENELUX: Unzufrieden und enttäuscht
Rotterdam, den 6. April 

U m  die W ertung der bisherigen 
Ergebnisse von Torquay in  den 
Beneluxländern zu verstehen, ist 
es notwendig, sich vor Augen zu 
halten, welches Ziel sich diese als 
eine Einheit auftretenden Staaten 
gesteckt hatten. In der Konferenz, 
wo die Länder paarweise mit ein­

ander verhandeln, gelten eine A n­
zahl Spielregeln, deren wichtigste 
für Länder mit relativ  niedrigen 
Tarifsätzen — zu denen d ie Bene­
luxländer gehören — wohl die ist, 
daß die Konsolidierung eines nie­
drigen Tarifs einer wesentlichen 
Verminderung eines hohen Tarifs 
gleichzusetzen ist.
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Angleichung der Tarife
Die Beneluxländer verlangten, 

daß der auffallenden Ungleichheit 
der Tarife ein Ende bereitet wer­
den sollte, denn gerade diese Län­
der haben nicht nur niedrige 
Tarife, sondern auch ihren Außen­
handel weitgehend liberalisiert. 
Schon in einem ziemlich frühen 
Stadium der Besprechungen gaben 
die Beneluxabordnungen der Kon­
ferenz zu verstehen, daß ihre Re­
gierungen die Ergebnisse nach 
dem Grad, in dem die bestehende 
Unausgeglichenheit der Tarife be-* 
seitigt werden würde, beurteilen 
würden. Sollten diese Ergebnisse 
unbefriedigend sein, so würden 
sich die Beneluxländer ihre Posi­
tion bezüglich der früher gemach­
ten Konzessionen, sowie der Ein­
führung neuer Konzessionen und 
sogar der Anwendung quantitativer 
Einfuhrbeschränkungen zum Schutz 
der von hohen Einfuhrtarifen 
anderer Länder gefährdeten Posi­
tionen Vorbehalten.

Natürlich unterstützten die USA. 
— obwohl sie selbst hohe Tarife 
haben — diese Bestrebungen auf 
Grund ihrer Europapolitik. Die 
Beneluxländer konnten idiese Un­
terstützung gut gebrauchen, denn 
es ist wohl sicher, daß — falls hier 
die OEEC. nicht als eine starke 
treibende Kraft auftreten würde — 
die Beneluxländer zu schwach 
wären, um sich durchsetzen zu 
können.

Während der Konferenz er­
reichten die Beneluxländer mit 
D e u t s c h l a n d ,  den USA., 
Dänemark, Italien, Österreich, der 
Türkei und Peru Übereinstimmung, 
nicht aber mit England, Frankreich 
und den restlichen skandinavi­

schen Ländern. Hierzulande besteht 
die offen ausgesprochene Über­
zeugung, daß die innenpolitischen 
Schwierigkeiten der unstabilen 
englischen Regierung die in der 
Konferenz gezeigte Reserviertheit 
diktiert hat und daß es der H al­
tung dieser Regierung weitgehend 
zuzuschreiben ist, daß die Konfe­
renz nicht erreicht hat, was nach 
hiesiger Ansicht möglich gewesen

Liberalisierung als Tauschobjekt 
Die Position der Beneluxländer 

war schwach. Erstens waren in der 
Konferenz nur bilaterale Ergeb­
nisse zu erreichen. W eiter haben 
sie als Länder mit relativ niedrigen 
Tarifsätzen wenig anzubieten. Ihre 
Tarife können sie auf Grund der 
Tarifkonsolidierung von Genf (1947) 
nicht erhöhen, weil diese nur eine 
sehr bedingte Erhöhung gestattet.

Als einzige Möglichkeit zum 
Ausweichen bleibt für diese Staa­
ten nur die Verbindung der Tarif­
frage mit der Liberalisierung ihres 
Außenhandels übrig. (Wie bekannt 
ist, behaupten die Engländer, daß 
die Liberalisierung und die Herab­
setzung der Einfuhrtarife zwei völ­
lig verschiedene Probleme seien!) 
Es scheint nicht ausgeschlossen, 
daß in  der Zukunft die Benelux­
länder in  diesem Punkt ihren 
Standpunkt durchzusetzen ver­
suchen werden. Dazu könnte der 
Beschluß der OEEC., nach der Kon­
ferenz von Torquay die Tariffragen 
nochmals zu studieren, eine will­
kommene Möglichkeit bieten.

Vertagte Unifizierung 
Die Beneluxländer, die in  Torquay 

eine größere Einigkeit als bei den 
Verhandlungen über die Benelux- 
Union zeigten, hatten die USA.

unter der Bedingung an  ihrer 
Seite, wenn die erwünschte Uni­
fikation der Tarife auf einer „non- 
preferential basis" vorgenommen 
und das Ganze in  den Rahmen des 
GATT, gestellt würde. Dadurch 
wurde jedoch das gesteckte Ziel 
insofern nicht erreicht, als man zu 
der Überzeugung kam, daß diese 
Fragen nicht vor Ende der Konfe­
renz gelöst werden konnten! Zum 
Augenblick dieser Erkeimtnis hatte 
man zwei M onate darüber ver­
handelt.

„Non -preferential basis“ 
Trotzdem w ar der Beneluxver­

such nicht völlig ergebnislos: es 
wurde die Einsetzung eines Aus­
schusses beschlossen. Dieser Aus­
schuß soll eine Arbeitsgruppe des 
GATT, sein, die die Möglichkeiten 
einer Tarifnivellierung zwischen 
den OEEC.-Ländern auf „non-pre- 
ferential basis" studieren wird. Da­
mit schienen die Beneluxländer 
der begehrten Nivellierung der 
Einfuhrrechte im OEEC.-Rahmen, 
wenn möglich auf dem Niveau der 
niedrigsten Tarife, näher gekom­
men zu sein. Dabei könnten die 
Beneluxländer nur gewinnen, da 
sie doch selbst die niedrigsten 
Tarife haben. In diesem Zusam­
menhang konnten sie dann auch 
dem amerikanischen Verlangen 
nach einer N ivellierung auf „non- 
preferential basis" ruhig nach­
geben. Hierzulande glaubt man 
nicht, daß d ie A rbeit der Gruppe 
beneidenswert sein wird. Einerseits 
ist England wegen der „non-prefe- 
rential basis" dagegen, anderer­
seits w erden sich d ie  USA. aufs 
schärfste gegen jede Präferenz 
wehren. Sollte man überhaupt zu
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einem positiven Ergebnis kom­
men, dann sieht es jetzt so aus, 
daß sich W esteuropa unter Aus­
schluß von England und unter 
wohlwollender Oberaufsicht der 
USA. einigen wird.

Auch wenn m an hier keine zu 
großen Erwartungen gehegt hat, so 
wird m an in  wenigen Ländern über 
die kümmerlichen Ergebnisse so 
unzufrieden und enttäuscht sein wie 
in den Beneluxländern. Der Leiter 
der niederländischen Delegation, 
Dr. H. van Blankenstein, erklärte

schon vor einiger Zeit, daß die 
Konferenz für diese Staaten eine 
besondere Bedeutung habe, weil 
sie einen Beitrag zur Lösung der 
grundlegenden Frage der Tarif­
unterschiede von Ländern mit 
einem ungefähr gleichen Grad der 
wirtschaftlichen Entwicklung zu 
liefern habe. „Geschieht das nicht", 
so schloß diese maßgebende Per­
sönlichkeit ihre Ausführungen, „so 
werden die Beneluxländer ihre 
Haltung gegenüber dieser A rt von 
Konferenzen revidierenm üssen", (e)

SK ANDINAVIEN: Etappe weltweiter Integration
Stockholm, den 7. April einzelner Länder die W irkungen 

der Einfuhrliberalisierung zweifel­
los verringern und daß sich des 
w eiteren für alle Länder mit nied­
rigen Zolltarifen — zu welchen 
die skandinavischen Staaten grund­
sätzlich gehören — tiefgreifende 
V eränderungen im Außenhandels­
verkehr mit hochtarifarischen Län­
dern ergeben müßten.

„Anstatt in Übereinstimmung mit 
Geist und Buchstaben der Abkom­
m en (gemeint sind Havanna-Char- 
ta und GATT) sich auf stetig  um­
fassendere Zollbindungen und Zoll­
ermäßigungen einzustellen, sind 
allzu viele Länder den entgegen­
gesetzten W eg gegangen und haben 
das Zollniveau in ganz w esent­
lichem Umfange erhöht. Unter den 
westeuropäischen Ländern, die 
nach dieser Linie operiert haben, 
sind vor allem Frankreich, Italien 
und W estdeutschland zu nennen. 
Der gewaltige Unterschied im Zoll­
niveau zwischen auf der einen 
Seite ausgesprochenen Hochtarif­
ländern und solchen m it niedrigen 
Sätzen auf der anderen, hat die 
Verhandlungen in Torquay auf ein 
völlig schiefes Geleise geführt und 
ihre prinzipiellen Grundlagen in 
wesentlichem Umfange geradezu in 
Stücke gerissen", — m it diesen 
W orten charakterisierte vor einigen 
M onaten das Organ des norwe­
gischen Exportrates „Norges Uten- 
rikshandel" in  einem dam als in 
Nordeuropa sta rk  beachteten Auf­
satz die Zollverhandlungen als 
„Spiegelfechterei in  Torquay". Und 
das maßgebende und angesehene 
Blatt fügte hinzu, daß die Politik

Freihändlerische Grundstimmung
Es w äre sicher falsch, diese von 

norwegischer Seite kommende Auf­
fassung zu verallgem einern und sie 
als unbedingt maßgebend für alle 
skandinavischen Länder heraus- 
stellen zu wollen. Denn dagegen 
spricht allein schon die Tatsache, 
daß sich in Skandinavien, bedingt 
durch die hohe W eltm arktverbun­
denheit, der freihändlerische Ge­
danke noch immer am ehesten er­
halten hat und daß ferner vom 
Norden alle Bemühungen um den 
Abbau internationaler Handels­
behinderungen auf das lebhafteste 
begrüßt und gefördert werden, — 
insoweit die skandinavischen Län­
der die ökonomische Kapazität be­
sitzen, sich einem solchen Abbau 
ohne ernstliche Gefährdung eige­
ner Interessen auch anschließen 
zu können. (Der gegenwärtige W i­

derstand Dänemarks und N orw e­
gens gegen die w eitere Einfuhr­
liberalisierung entspricht denn 
auch in keiner W eise einer prin­
zipiellen Ablehnung, sondern er ist 
ganz einfach der Ausdruck des 
wirtschaftlichen Unvermögens.)

Fehlende Kompensationsobjekte
Es muß auf der anderen Seite 

jedoch m it Nachdruck darauf auf­
merksam gem acht werden, daß in 
der Tat a lle  drei großen skandi­
navischen Länder einen vergleichs­
weise recht geringen Zollschutz 
genießen, und daß ihre Verhand­
lungsposition demgemäß von vorn ­
herein  in  Torquay schwächer war 
als diejenige der m eisten anderen 
Staaten. Skandinavien fehlten mit 
anderen W orten „Kompensations­
objekte", woraus es sich im w e­
sentlichen auch erklärt, daß den 
Verhandlungen in  Torquay nicht 
die gleiche Bedeutung beigemessen 
worden ist wie anderswo, und daß 
sie als eine A rt von „Feilschen" 
um günstigere Positionen autgefaßt 
w orden sind, überdies sind die er­
reichten Ergebnisse noch zu wenig 
bekannt, weshalb sich ein ab­
schließendes UrteU über das V er­
tragsw erk von Torquay noch 
nicht abgeben läßt. Maßgebende 
Kreise erwarten, daß in erster 
Linie V erträge m it den USA. und 
W estdeutschland sowie zwischen 
den skandinavischen Ländern un­
tereinander zustande kommen.

Abgesehen von diesem  unm ittel­
baren und direkten In teresse wird 
den A rbeiten von Torquay in  Skan­
dinavien jedoch unter der w elt­
wirtschaftlichen Perspektive hohe 
Bedeutung beigemesseni Torquay 
ist für den N orden gewissermaßen 
nur eine Etappe im  Zuge der w elt­
w irtschaftlichen Integration — 
wenn auch vielleicht keine sonder­
lich große —, die von H avanna
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und GATT über die OEEC zur 
EZU und neuerdings zum Schu- 
man-Plan geführt hat, und in deren 
Rahmen gerade vor kurzem auch 
wieder das an und für sich ja  alte 
Projekt der Nordeuropäischen Zoll­
union von maßgebenden Kreisen 
in den Vordergrund handelspoli­
tischer Gestaltung gerückt worden 
ist. Hierbei verdient nun jedoch 
eine Nuance Erwähnung, die u r­
sprünglich von Sir Arthur Salter 
in die internationale Zolldiskussion 
eingeführt worden ist und für die 
sich im Norden nebea anderen 
neuerdings der bekannte schwe­
dische Sozialökonom Professor 
Bertil Ohlin einsetzt — die Bildung 
einer Vereinigung von Ländern 
mit niedrigen Zollsätzen! Den Be­
fürwortern dieses Gedankens 
schwebt ganz offenbar zunächst 
regional der nordeuropäische W irt­
schaftsraum vor, zum anderen 
dann aber das genau gleiche Ziel, 
für das in Torquay gut ein halbes 
Jahr lang gearbeitet worden ist. 
Das verhältnismäßig schwächere 
handelspolitische Gewicht Skandi­
naviens bedingt mit anderen W or­
ten zunächst den Einsatz mehr auf 
regionaler Ebene, ohne daß damit 
aber das Fernziel der dnternatio- 
nalen Orientierung aus dem Auge 
verloren oder gar aufgegeben wird. 
Und insofern bedeutet Torquay, 
wenn auch indirekt, für die Nord­
länder eine wertvolle Etappe, (dt.)

Konkurrenz der Belastungen
'C’ s werden gegenwärtig eine Anzahl Finanzpläne diskutiert, die alle 

das Ziel haben, mit marktkonformen oder staatsautoritären Maß­
nahmen die M ittel aufzubringen, die zum Ausbau der Rohstoff- und 
Grundindustrien so dringend benötigt werden. Die Mehrzahl dieser Pläne 
laufen auf eine neuerliche Belastung des Konsumenten hinaus.

W ir dürfen nicht vergessen, daß die stark  steigende Preistendenz der 
letzten Monate und die nicht unbeträchtlich angewachsene öffentliche Be­
lastung bereits eine so starke Senkung des Realeinkommens mit sich 
gebracht hat, daß dadurch nennenswerte Lohnforderungen ausgelöst 
wurden. Auch die geplante „Kaufkraftumlenkung" zur Bereitstellung von 
Investitionsmitteln wird als eine Senkung des Realeinkommens empfunden 
werden, ungeachtet ob dafür imaginäre Rechtstitel ausgestellt werden 
oder nicht. W enn aber soziale Schichten infolge ihrer wirtschaftlichen 
Stärke entweder durch Aufrechterhaltung ihrer prozentualen Gewinn- 
und Handelsspannen oder durch neue Lohnforderungen in der Lage sind, 
sich gegen diesen beabsichtigten Konsumverzicht erfolgreich zur W ehr 
zu setzen, so wird jede soziale Verteilung der Neubelastung illusorisch.

Auf das M ißverhältnis im Ausbau von Konsumgüter- und Grund­
industrien ist oft genug hingewiesen worden. Es ist durch die Methode 
der sogenannten Eigenfinanzierung ermöglicht und gefördert worden. In 
dieser Eigenfinanzierung steckt aber eine ungeheure Investitionsleistung, 
und sie enthält die Sparrate, die infolge der durch die Bedarfslage be­
dingten Preisgestaltung „abgeschöpft" worden ist. Man braucht diesen 
überstürzten Ausbau der Konsumgüterindustrie gar nicht als „Fehlinvesti­
tion“ hinzustellen, es waren nur Investitionen zur falschen Zeit. Dank 
dieser unzeitgemäßen Förderung befindet sieb die Konsumgüterindustrie 
heute in einem Ausbaustadium, in dem sich jede Drosselung des Inlands­
absatzes kostenerhöhend auswirkt, wodurch wiederum die Konkurrenz­
fähigkeit auf dem Auslandsmarkt beeinträchtigt wird.

W enn man einen ' organischen Ausbau der W irtschaftsstruktur an­
streben will, wäre es also sinnvoll, die auch heute noch in einigen W irt­
schaftszweigen reichlich anfallenden Eigenfinanzierungsmittel für die 
Fremdfinanzierung der Grundindustrien nutzbar zu machen, was nicht mit 
einer „Belastung der Abschreibungen" zu verwechseln ist. Auch durch 
eine fühlbare Einschränkung der öffentlichen Ausgaben könnten bedeu­
tende Mittel gewonnen werden. Da es sich beim Ausbau und der Ratio­
nalisierung der Grundindustrien ganz offensichtlich um produktive Inve­
stierungen handelt, die in ihrer Höhe und Zeitdauer bestimmbar sind, 
so kann die Aufbringung eines evtl. fehlenden Restes durch Kredit­
schöpfung bestimmt keinen so großen Schaden anrichten wie eine in 
ihren wirtschaftlichen Auswirkungen unübersehbare Konsumbeschneidung. 
Es wäre sehr fraglich, ob eine so begrenzte Kreditausweitung sich auch 
nur vorübergehend inflationär auswirken würde, weil eine bessere Aus­
nutzung der Produktionsanlagen sich kostensenkend geltend machen wird. 
Dagegen wird ein Konsumverzicht immer deflationistisch wirken. (sk)

Ein Memorandum über die deutsche Wirtschaftslage

Das Memorandum des Bundes­
verbandes der Deutschen Indu­

strie über die Wirtschaftslage der 
Bundesrepublik erhebt den An­
spruch, als ausgewogenes Ganzes 
betrachtet werden zu müssen, 
dessen Verwirklichung auf Teil­
gebieten eher zum Schaden als zum 
Nutzen gereichen könne. Ohne die 
Bedeutung dieser von einer so 
gewichtigen Stelle veröffentlichten

Arbeit zu verkennen, ist ein der­
artiger Anspruch auf en bloc An­
nahme bedenklich, da einmal die 
W irtschaft eine Angelegenheit des 
ganzen Volkes ist und die wirt- 
schaftspolitlsdien Empfehlungen 
eines Sektors stets aus einer ganz 
bestimmten Perspektive heraus ent­
wickelt werden und zum anderen 
das Memorandum selbst zu deutlich 
die Spannungen widerspiegelt, die

in diesem Sektor selbst bestehen. 
Man hat sich bemüht, Formulierun­
gen zu finden, die alle diese Span­
nungen decken, und ist dabei viel­
fach in  Klausulierungen verfallen, 
die die grammatikalische Korrekt­
heit dem Eindruck einer Gesamt­
konzeption opfern. Zu begrüßen ist 
die Prägnanz des Memorandums, 
das die Untersuchungsergebnisse 
von sechs Arbeitskreisen aus Mit­
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